
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN JACOBS — VERBUNDENE RECHTSSACHEN C-206/88 UND C-207/88 

S C H L U S S A N T R Ä G E DES G E N E R A L A N W A L T S 

FRANCIS G. JACOBS 

vom 13. Dezember 1989* 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Die verbundenen Rechtssachen C-206/88 
und C-207/88 wurden dem Gerichtshof von 
der Pretura Asti, die Rechtssache C-359/88 
von der Pretura San Vito al Tagliamento 
zur Vorabentscheidung vorgelegt. Sie be­
treffen die Auslegung der Richtlinien 
75/442/EWG über Abfälle (ABl. L 194, 
S. 39) und 78/319/EWG über giftige und 
gefährliche Abfälle (ABl. L 84, S. 43) sowie 
die Wirkung dieser Richtlinien auf nationale 
Strafverfahren. Die aufgeworfenen Fragen 
gleichen sich so sehr, daß ich alle drei Fälle 
gemeinsam behandeln kann. 

Sachverhalt 

2. In den Rechtssachen C-206/88 und 
C-207/88 wird den Beschuldigten vorge­
worfen, gegen Artikel 25 des Präsidialde­
krets Nr. 915 vom 10. September 1982 
(Dekret) verstoßen zu haben, indem sie 
städtische und Sonderabfälle durch deren 
Sammlung, Beförderung und Lagerung 
ohne vorherige Genehmigung beseitigt ha­
ben. Die Beschuldigten verteidigen sich mit 
der Begründung, sie hätten nicht Abfälle ge­
sammelt und gelagert, sondern Materialien, 
die wiedergewonnen worden seien und zur 
wirtschaftlichen Wiederverwendung geeig­
net seien. 

3. Das vorlegende Gericht hatte bereits frü­
her über derartige Rechtssachen zu ent­
scheiden; es hat die Angeklagten jeweils 
verurteilt. Andere Gerichte hatten entschie­
den, daß wiedergewonnene Materialien, die 
zur Wiederverwendung geeignet seien, 
keine Abfälle im Sinne des Dekrets darstell­
ten. Im Vorlagebeschluß heißt es, die Corte 
di cassazione habe mit Urteil vom 14. April 
1987 (Perino) die Auffassung des vorlegen­
den Gerichts geteilt. Gleichwohl ersucht 
dieses um eine Entscheidung des Gerichts­
hofes, da das Dekret zur Durchführung 
dreier EWG-Richtlinien einschließlich der 
beiden genannten erlassen wurde. Die vor­
gelegte Frage ist in beiden Rechtssachen 
dieselbe: 

„Sind Artikel 1 der Richtlinie 75/442/EWG 
des Rates vom 15. Juli 1975 über Abfälle 
und Artikel 1 der Richtlinie 78/319 des Ra­
tes vom 20. März 1978 über giftige und ge­
fährliche Abfälle dahin zu verstehen, daß 
unter den Rechtsbegriff der Abfälle auch die 
Gegenstände fallen, deren sich der Besitzer 
entledigt hat, die jedoch einer wirtschaftli­
chen Wiederverwendung zugeführt werden 
können, und sind sie dahin zu verstehen, 
daß der Begriff der Abfälle die Feststellung 
voraussetzt, daß der ,animus dereliquendi' 
beim Besitzer des Stoffes oder des Gegen­
stands vorliegt?" 

4. In der Rechtssache C-359/88 geht es um 
das Beizen von Metalloberflächen durch 
Verzinkereien. Dabei werden die oxydierten 
Teile chemisch entfernt, so daß die Oberflä-

* Originalsprache: Englisch. 
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chen verzinkt werden können; das Entfer­
nen erfolgt durch Eintauchen des Metalls in 
konzentrierte Salzsäure. Nach einiger Zeit 
kann die Säure für diese Zwecke nicht mehr 
verwendet werden und wird beseitigt. Das 
ist wirtschaftlich aufwendiger als der Er­
werb dieser Säure. Die verbrauchte Säure 
kann jedoch von Betrieben verwendet wer­
den, die Eisenchlorid herstellen. Die Säure 
ist hochgefährlich und wird zu diesen Be­
trieben in versiegelten Behältern befördert. 

5. Die Beschuldigten haben ihren Sitz sämt­
lich in der Region Friaul-Julisch Venezien. 
Sie befördern die verbrauchte Säure aus die­
ser Region in andere italienische Regionen. 
Auch sie werden nach dem Dekret beschul­
digt, dies ohne die Genehmigung der Re­
gionalverwaltung von Friaul-Julisch Vene­
zien getan zu haben. 

6. In dem Verfahren vor dem vorlegenden 
Gericht stellte sich heraus, daß einer der Be­
schuldigten Inhaber einer Genehmigung der 
Provinzverwaltung von Lucca war und daß 
die Regionalverwaltung von Friaul-Julisch 
Venezien unter diesen Umständen keine 
Genehmigung für erforderlich hielt. Das 
vorlegende Gericht fragt sich außerdem, ob 
die Säure als Abfall im Sinne des Dekrets zu 
betrachten sei. 

7. Es hat dem Gerichtshof folgende Fragen 
vorgelegt: 

„Hat der italienische Gesetzgeber in Artikel 
2 Absatz 1 des Präsidialdekrets Nr. 915 von 
1982 eine Definition des Abfallbegriffs vor­
genommen, die den Richtlinien 75/442 und 
78/319 entspricht? 

Hat der Gesetzgeber, als er nur für die Pha­
sen der Beseitigung giftiger und gefährlicher 
Abfälle verschiedene Genehmigungspflichten 
eingeführt hat, während er (Artikel 16 des 
Präsidialdekrets Nr. 915 von 1982) für die 
gleichartigen Vorgänge bei Sonderabfällen 
keine einzelnen Genehmigungen vorgesehen 
hat, Artikel 10 der Richtlinie 75/442 einge­
halten? 

Hat der italienische Gesetzgeber, indem er 
für die Abfallbeförderung einzelne Regio­
nalgenehmigungen vorgesehen hat, Artikel 5 
der vorgenannten Richtlinie eingehalten, 
wonach die beauftragten Behörden auf ein 
,bestimmtes Gebiet' beschränkt zu sein 
scheinen?" 

8. Die erste Frage ist somit in der Sache 
dieselbe wie die in den Rechtssachen 
C-206/88 und C-207/88 gestellte Frage, 
während die zweite und die dritte Frage an­
dere Probleme betreffen. So, wie sie abge­
faßt sind, können die Fragen im Verfahren 
nach Artikel 177 EWG-Vertrag nicht direkt 
beantwortet werden, da es in ihnen um die 
Vereinbarkeit des einschlägigen italienischen 
Rechts mit den beiden fraglichen Richtlinien 
geht. Darüber kann ausschließlich das vorle­
gende Gericht entscheiden. Der Gerichtshof 
kann jedoch den Vorlagefragen die Punkte 
entnehmen, die die Auslegung von Gemein­
schaftsrecht betreffen, um dem vorlegenden 
Gericht die Entscheidung der Fragen zu er­
möglichen, die ihm vorliegen. 

Das nationale Recht 

9. Nach Artikel 2 Absatz 1 des Dekrets sind 
Abfälle „alle Stoffe oder Gegenstände, die 
aus menschlicher Tätigkeit oder natürlichen 
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Kreisläufen anfallen und die aufgegeben 
worden sind oder werden sollen". Artikel 1 
des Dekrets, der allgemeine Grundsätze 
aufstellt, bezieht sich im übrigen auf die 
Wiederverwendung von Abfällen im Sinne 
des Artikels 2 und setzt somit voraus, daß 
ein Stoff nicht allein deshalb kein Abfall im 
Sinne des Dekrets ist, weil er auf diese 
Weise behandelt werden kann. 

10. Nach Artikel 2 Absatz 2 des Dekrets 
gibt es drei Kategorien von Abfällen: 

a) städtische Abfälle, im wesentlichen 
Sperrgut und Abfall auf öffentlichen Ge­
bieten; 

b) Sonderabfälle, insbesondere industrielle, 
landwirtschaftliche und gewerbliche Ab­
fälle; und 

c) giftige und gefährliche Abfälle, also Ab­
fälle, die Stoffe enthalten, die in einem 
Anhang zu dem Dekret aufgeführt sind. 

In der Rechtssache C-359/88 ist unstreitig, 
daß die verbrauchte Salzsäure, falls sie als 
Abfall zu betrachten ist, Sonderabfall im 
Sinne des Dekrets ist. 

11. Nach Artikel 16 des Dekrets muß bei 
giftigen und gefährlichen Abfällen jede Be­
seitigungsstufe genehmigt werden; aus­
drücklich erwähnt werden das Sammeln und 

das Befördern solchen Abfalls. Die Beschul­
digten in der Rechtssache C-359/88 tragen 
vor, da es für Sonderabfälle keine entspre­
chende Bestimmung gebe, bedürfe die Be­
förderung solchen Abfalls keiner Genehmi­
gung. 

12. Nach der Gegenansicht ist die Beseiti­
gung (und. damit die Beförderung) von Son­
derabfällen nach Artikel 6 Buchstabe d und 
Artikel 25 des Dekrets immer dann geneh­
migungspflichtig, wenn sie für andere er­
folgt. Nach Artikel 25 des Dekrets wird be­
straft, wer für die Beseitigung von städti­
schen oder Sonderabfällen für andere ver­
antwortlich ist, ohne gemäß Artikel 6 Buch­
stabe d eine Genehmigung erhalten zu ha­
ben. Die Genehmigung für die Beseitigung 
von städtischen und Sonderabfällen für an­
dere wird von den Regionen erteilt. 

Die Richtlinien 

13. Nach ihren Begründungserwägungen 
haben die Richtlinien 75/442 und 78/319 
ein doppeltes Ziel. Zunächst dienen sie der 
Angleichung des nationalen Abfallrechts, 
damit Unterschiede in diesem Recht nicht 
zu Wettbewerbsverzerrungen und Handels­
hemmnissen zwischen den Mitgliedstaaten 
führen. Dann sollen sie dem Schutz der 
menschlichen Gesundheit sowie der Umwelt 
gegen nachteilige Auswirkungen der Samm­
lung, Beförderung, Behandlung, Lagerung 
und Ablagerung von Abfällen dienen. Diese 
Ziele sollen unter anderem durch die Ein­
führung einer Genehmigungsregelung für 
Abfallbeseitigungsunternehmen und der 
Überprüfung der Erzeugung und der Besei­
tigung von Abfall durch die Behörden er­
reicht werden. 
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14. Nach Anikei 1 Buchstabe a beider 
Richtlinien sind Abfälle „alle Stoffe oder 
Gegenstände, deren sich der Besitzer entle­
digt oder gemäß den geltenden einzelstaatli­
chen Vorschriften zu entledigen hat". Nach 
Artikel 1 Buchstabe b der Richtlinie 78/319 
sind giftige und gefährliche Abfälle Abfälle, 
die die im Anhang zu dieser Richtlinie auf­
geführten Stoffe oder Materialien enthalten 
oder durch sie verseucht sind, und zwar in 
solchem Umfang, daß sich daraus eine Ge­
fahr für die Gesundheit oder die Umwelt er­
gibt. 

15. Artikel 5 der Richtlinie 75/442 lautet 
wie folgt: „Die Mitgliedstaaten setzen die 
zuständige(n) Behörde(n) ein, die damit be­
auftragt ist (sind), in einem bestimmten Ge­
biet die Maßnahmen zur Abfallbeseitigung 
zu planen, zu organisieren, zu genehmigen 
und zu überwachen oder bestimmen diese 
Behörde(n)." 

16. Nach Artikel 8 der Richtlinie 75/442 
„bedürfen alle Anlagen oder Unternehmen, 
in denen Abfälle für andeie aufbereitet, ge­
lagert oder abgelagert werden, einer Geneh­
migung durch die in Artikel 5 genannte zu­
ständige Behörde, die insbesondere betrifft: 

— Art und Menge der zu behandelnden 
Abfälle; 

— allgemeine technische Vorschriften; 

— die zu treffenden Vorsichtsmaßregeln; 

— einen auf Verlangen der zuständigen Be­
hörde vorzulegenden Nachweis über Ur­

sprung, Bestimmung und Behandlung 
der Abfälle sowie ihre Arten und Men-
gen . 

17. Artikel 10 der Richtlinie 75/442 lautet 
wie folgt: „Die Unternehmen, die ihre Ab­
fälle selbst befördern, sammeln, lagern, ab­
lagern oder aufbereiten sowie die Unterneh­
men, die fremde Abfälle sammeln oder be­
fördern, unterliegen der Überwachung 
durch die in Artikel 5 genannte zuständige 
Behörde." 

Die Rechtsprechung des Gerichtshofes 

18. Der Gerichtshof braucht sich in diesen 
Rechtssachen nicht zum ersten Mal mit dem 
Abfallrecht der Gemeinschaft zu befassen. 
In den verbundenen Rechtssachen 372/85 
bis 374/85 (Traen, Sig. 1987, 2141) führte 
der Gerichtshof aus, daß die Richtlinie als 
Ergebnis der Abfalldefinition in Artikel 1 ei­
nen weiten Anwendungsbereich habe. Je­
doch unterscheide die Richtlinie zwischen 
Genehmigung und Überwachung; die Ge­
nehmigungspflicht nach Artikel 8 gelte nur 
für Unternehmen, die Abfälle für Dritte be­
seitigten. Unternehmen, die ihren eigenen 
Abfall beseitigten, unterlägen nur der Über­
wachung der in Artikel 5 genannten zustän­
digen Behörde. 

19. Zu Artikel 5 führte der Gerichtshof aus, 
er stelle kein restriktives Kriterium in bezug 
auf die von den Mitgliedstaaten einzuset­
zenden oder zu bestimmenden zuständigen 
Behörden auf. Die Mitgliedstaaten seien so­
mit in der Wahl dieser Behörden frei. Ähn­
lich seien die Mitgliedstaaten bei der Orga­
nisation der Überwachung nach Artikel 10 
unter Beachtung der Zielsetzung der Richt­
linie, nämlich des Schutzes der mensch­
lichen Gesundheit und der Umwelt, frei. 
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20. Um die Richtlinie 75/442 ging es neben 
drei anderen Richtlinien auch in den ver­
bundenen Rechtssachen 227/85 bis 235/85 
(Kommission/Belgien, Slg. 1988, 1). Die 
Kommission hatte hier Verfahren nach Arti­
kel 171 EWG-Vertrag gegen Belgien einge­
leitet, weil dieses früheren Urteilen des Ge­
richtshofes nicht nachgekommen war, in de­
nen der Gerichtshof festgestellt hatte, daß 
das Königreich Belgien gegen seine Ver­
pflichtungen aus dem EWG-Vertrag versto­
ßen hatte, indem es eine Reihe von Richtli­
nien nicht innerhalb der gesetzten Frist um­
gesetzt hatte. Belgien hatte sich unter ande­
rem damit verteidigt, die Verzögerung in 
der Durchführung der früheren Urteile des 
Gerichtshofes beruhe auf Schwierigkeiten 
bei der Übertragung einer großen Anzahl 
von Befugnissen auf die neuen Regionalor­
gane. Hierzu bemerkte der Gerichtshof: 

„Wie der Gerichtshof in seinen Urteilen 
vom 25. Mai 1982 in den Rechtssachen 
96/81 und 97/81 (Kommission/Nieder­
lande, Slg. 1982, 1791 und 1819) ausgeführt 
hat, steht es jedem Mitgliedstaat frei, die 
Kompetenzen innerstaatlich so zu verteilen, 
wie er es für zweckmäßig hält, und eine 
Richtlinie mittels Maßnahmen durchzufüh­
ren, die von regionalen oder örtlichen Be­
hörden getroffen werden. Diese Kompe­
tenzverteilung entbindet ihn jedoch nicht 
von der Verpflichtung, sicherzustellen, daß 
die Richtlinienbestimmungen' uneinge­
schränkt und genau in innerstaatliches 
Recht umgesetzt werden" (Randnr. 9). 

Die Fragen 

21. In allen drei Rechtssachen haben die 
Italienische Republik und die Kommission 
Erklärungen eingereicht; sie stimmen weit­

gehend überein. Was die Auslegung des Be­
griffs Abfall im Sinne der Richtlinien be­
trifft, so bin auch ich derselben Meinung: 
Die Fragen in den Rechtssachen C-206/85 
und C-207/88 und die erste Frage in der 
Rechtssache C-359/88 sind dahin gehend 
zu beantworten, daß unter den Begriff Ab­
fall auch Sachen fallen, die wiederverwendet 
werden können, und daß die Absicht des 
Besitzers unerheblich ist. 

22. Wie der Gerichtshof in der Rechtssache 
Traen betonte, ist die Abfalldefinition der 
Richtlinie 75/442 weit; dasselbe gilt unab-
weislich für die entsprechende Definition in 
der Richtlinie 78/319. Beide enthalten kei­
nerlei Hinweis darauf, daß die Absicht des 
Besitzers erheblich sei. Das würde auch dem 
Zweck der Richtlinien zuwiderlaufen: Die 
Frage, ob ein Stoff oder ein Gegenstand die 
menschliche Gesundheit oder die Umwelt 
bedroht, ist eine objektive, keine subjektive 
Frage. Mit der Absicht dessen, der sich des 
Stoffes entledigt, hat es nichts zu tun. Die 
Gefährdung wird auch nicht dadurch beein­
flußt, daß die Sache gegebenenfalls wieder­
verwendet werden kann. Niemand bestrei­
tet, daß die verbrauchte Säure, um die es in 
der Rechtssache C-359/88 geht, höchst ge­
fährlich ist, auch wenn es Betriebe gibt, die 
sie wiederverwenden können. Im Hinblick 
auf die Ziele der Richtlinien hatte der Rat 
alle Veranlassung, einen solchen Stoff den 
in den Richtlinien vorgesehenen Überwa-
chungsverfahren zu unterwerfen. Zumindest 
ergibt sich aus den Artikeln 1 Buchstabe b 
und 3 Absätze 1 und 2 der Richtlinie 
75/442 sowie aus den Artikeln 1 Buchstabe 
c und 4 der Richtlinie 78/319, die sich mit 
unterschiedlichen Worten sämtlich auf die 
Wiederverwendung von Abfällen beziehen, 
daß die Möglichkeit einer Wiederverwen­
dung eines Stoffes oder Gegenstandes die 
Frage nicht berührt, ob dieser Abfall im 
Sinne der Richtlinien ist. 
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23. Somit können Stoffe oder Gegenstände 
Abfälle im Sinne der Richtlinien darstellen, 
selbst wenn sie wiederverwendet werden 
können, und das unabhängig von der Ab­
sicht oder dem Zweck, den der Besitzer mit 
der Beseitigung verfolgt. Freilich bedarf 
diese Antwort einer Erläuterung. 

24. Im Vorlagebeschluß sowie in den beim 
Gerichtshof eingereichten Erklärungen wird 
offenbar davon ausgegangen, daß das italie­
nische Dekret richtlinienkonform auszule­
gen ist, zumal es ausdrücklich auf die Richt­
linien verweist. Diese Annahme wäre unter 
anderen Umständen sicherlich zutreffend. 
Der Gerichtshof hat ausgeführt, daß natio­
nale Gerichte bei der Anwendung nationa­
len Rechts, insbesondere solcher Bestim­
mungen, die zur Durchführung einer Richt­
linie erlassen wurden, ihr nationales Recht 
im Lichte des Wortlauts und des Zwecks 
der Richtlinie auszulegen haben (vgl. 
Rechtssache 14/83, Von Colson und Ka­
mann, Slg. 1984, 1891). Dieser Auslegungs­
grundsatz kann zur Folge haben, daß zwi­
schen Bürgern Verpflichtungen entstehen 
und im Zivilprozeß durchsetzbar sind, die 
sich aus einer Auslegung allein des nationa­
len Rechts nicht ergeben würden. 

25. Dieser Auslegungsgrundsatz muß je­
doch in Strafverfahren eingeschränkt wer­
den, wenn er zu einer Strafbarkeit in Fällen 
führen würde, in denen sich diese aus dem 
nationalen Recht allein nicht ergäbe. Eine 
weite Auslegung strafrechtlicher Bestim­
mungen läuft nämlich einem fundamentalen 
Rechtsstaatsprinzip („nullum crimen, nulla 
poena sine lege") zuwider. 

26. Nach ständiger Rechtsprechung kann 
eine Richtlinie in Ermangelung von Durch­

führungsgesetzen nicht selbst die strafrecht­
liche Verantwortung von Bürgern begrün­
den oder verschärfen, die der Richtlinie zu­
widerhandeln (vgl. Rechtssache 14/86, Pre­
tore di Salo/Unbekannt, Slg. 1987, 2545; 
Rechtssache 80/86, Kolpinghuis Nijmegen, 
Slg. 1987, 3969). Entsprechende Grundsätze 
müssen aber gelten, wenn ein Mitgliedstaat 
eine Richtlinie durchgeführt hat und das 
Durchführungsgesetz zwar eine Strafbarkeit 
begründet, aber nicht den gesamten Straf­
tatbestand klar und unzweideutig um­
schreibt. Von Gemeinschaftsrechts wegen 
sind nationale Gerichte nicht gehalten, na­
tionales Recht im Lichte des Wortlauts und 
des Zwecks von Richtlinien auszulegen, 
wenn dies zu einer Strafbarkeit führen 
würde, die ansonsten nicht gegeben wäre. 
Die vorlegenden Gerichte müssen entschei­
den, ob das einschlägige nationale Recht 
auch ohne weite Auslegung, die dem 
Grundsatz des „nulla poena sine lege" wi­
derspräche, den Richtlinien konform ausge­
legt werden kann. 

27. Was die zweite Frage in der Rechtssa­
che C-359/88 anbetrifft, so hat der Ge­
richtshof in der Rechtssache Traen entschie­
den, daß in der Richtlinie 75/442 zwischen 
solchen Tätigkeiten, die der vorherigen Ge­
nehmigung bedürfen, und solchen unter­
schieden wird, die nur der Überwachung 
unterliegen. Jedoch seien die Mitgliedstaa­
ten bei der Durchführung der Richtlinie 
frei, Genehmigungen auch in Fällen vorzu­
schreiben, in denen die Richtlinie nur eine 
Überwachung vorsehe. 

28. Die Beförderung von Abfällen im Sinne 
des Artikels 1 der Richtlinie ist in Artikel 8 
nicht unter den Tätigkeiten aufgeführt, für 
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die die Unternehmen eine vorherige Geneh­
migung einzuholen haben. Nach Artikel 10 
der Richtlinie unterliegt die Beförderung 
von Abfällen für Dritte der Überwachung, 
ohne daß eine vorherige Genehmigung vor­
geschrieben wäre. Diese Bestimmungen 
können ohne weiteres ihrem Wortlaut ge­
mäß angewandt werden. Andererseits hin­
dert die Richtlinie die Mitgliedstaaten nicht 
daran, Genehmigungen für die Beförderung 
bestimmter Abfallkategorien vorzuschreiben, 
falls sie dies für zweckmäßig erachten. 

29. Die dritte Vorlagefrage in der Rechtssa­
che C-359/88 betrifft die Verpflichtungen, 
die den Mitgliedstaaten in Artikel 5 der 
Richtlinie 75/442 auferlegt sind. Das vorle­
gende Gericht ist der Ansicht, nach dieser 
Bestimmung sei die Gültigkeit einer von der 
zuständigen Behörde erteilten Genehmigung 
auf den räumlichen Zuständigkeitsbereich 
dieser Behörde beschränkt. Werde Abfall 
von einem Gebiet in ein anderes transpor­

tiert, so wäre somit für jedes berührte Ge­
biet eine eigene Genehmigung erforderlich. 
Da dies zu praktischen Schwierigkeiten füh­
ren würde, sei eine Auslegung der Richtlinie 
zu erwägen, wonach die Zuständigkeit für 
die Erteilung solcher Genehmigungen Be­
hörden mit einem den ganzen Staat umfas­
senden Zuständigkeitsbereich zukommen 
müsse. 

30. Diese dritte Frage in der Rechtssache 
C-359/88 bedarf aufgrund meiner bisheri­
gen Ausführungen möglicherweise keiner 
Antwort. Ist aber eine Antwort erforderlich, 
so sollte der Gerichtshof insoweit den Ent­
scheidungen in den Rechtssachen Kommis­
sion/Belgien und Traen folgen. Entspre­
chend dem Vorbringen der Kommission 
sollte jedoch hinzugefügt werden, daß eine 
übermäßige Aufteilung der Zuständigkeiten 
zur Durchführung der Aufgaben nach Arti­
kel 5 der Richtlinie die Erreichung von de­
ren Zielen gefährden könnte und deshalb 
nicht zulässig ist. 

31. Die Fragen in den verbundenen Rechtssachen C-206/88 und C-207/88 und 
die erste Frage in der Rechtssache C-359/88 sollten deshalb wie folgt beantwortet 
werden : 

„Nach Artikel 1 Buchstabe a der Richtlinie 75/442 des Rates vom 15. Juli 1975 
und nach Artikel 1 Buchstabe a der Richtlinie 78/319 des Rates vom 20. März 
1978 können Gegenstände oder Stoffe Abfälle im Sinne dieser Richtlinie auch 
dann sein, wenn sie wiederverwendet werden können, und das unabhängig von der 
Absicht des Besitzers bei ihrer Beseitigung. 

Ein nationales Gericht braucht sein nationales Recht nicht im Lichte des Wortlauts 
und des Zwecks einer Richtlinie auszulegen, wenn dies zur Strafbarkeit von Taten 
führen würde, die sonst nicht strafbar wären." 
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32. Die zweite Frage in der Rechtssache C-359/88 sollte wie folgt beantwortet 
werden : 

„Nach Artikel 10 der Richtlinie 75/442 brauchen die Mitgliedstaten die Beförde­
rung von Abfällen im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a für Dritte nicht von der 
vorherigen Genehmigung der in Artikel 5 genannten zuständigen Behörde abhän­
gig zu machen. Andererseits hindert die Richtlinie die Mitgliedstaaten nicht daran, 
in solchen Fällen die vorherige Genehmigung vorzuschreiben." 

33. Die dritte Frage in der Rechtssache C-359/88 sollte erforderlichenfalls wie 
folgt beantwortet werden: 

„Bei der Einsetzung oder Bestimmung der zuständigen Behörde oder Behörden im 
Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 75/442 sind die Mitgliedstaaten nur insoweit 
beschränkt, als die Beachtung der Ziele der Richtlinie, nämlich des Schutzes der 
menschlichen Gesundheit und der Umwelt dies erfordert. Die Mitgliedstaaten dür­
fen daher die Zuständigkeit für die Aufgaben nach Artikel 5 nicht soweit aufteilen, 
daß die Erreichung dieser Ziele gefährdet ist." 
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